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Antrag Regierungsrat: Ablehnung

Neue politische Perspektiven dank einem kantonalen Flichtlingsparlament

Der Regierungsrat wird beauftragt, in Zusammenarbeit mit dem nationalen Flichtlingsparlament
ein kantonales Fluchtlingsparlament nach dem Vorbild des Aargauer Flichtlingsparlaments zu
lancieren.

Begrindung:

In der Politik sprechen wir oft Uber gefliichtete Menschen, jedoch nicht mit ihnen. Sie selbst kon-
nen bei vielen Themen, die sie direkt betreffen, nicht mitreden — geschweige denn mitbestim-
men. Trotz aktueller Bemihungen zur Linderung dieses Demokratiedefizits (Demokratieinitia-
tive, Motion xyz) bleibt die politische Mitsprache vielen Menschen verwehrt. Damit treffen Regie-
rungen sowie Parlamente Entscheidungen, ohne die Stimme der davon Betroffenen gehort zu
haben. In der Regel werden politische Losungen besser, wenn betroffene Personen in die Erar-
beitung der Lésungen involviert sind — das gilt fur alle Politikbereiche.

Um gefliichteten Menschen eine Stimme zu geben und diesen Gehdr zu verschaffen, hat die
Organisation NCBI im Rahmen des Projekts «Unsere Stimmen», das von 2020-2023 auch im
Kanton Bern aktiv war und vom Kanton Bern unterstitzt wurde, 2021 das Flichtlingsparlament
Schweiz gegriindet. An den jahrlich stattfindenden Sessionen formulieren die Teilnehmenden in
vorbereitenden Kommissionen und im Plenum ihre Anliegen und handeln diese gemeinsam
aus. In Zusammenarbeit mit Politiker*innen, Behérden und Partnerorganisationen finden diese
Anliegen Eingang in den politischen Prozess.

Viele Themen, die fir gefliichtete Menschen relevant sind, werden nicht national, sondern kan-
tonal oder gar kommunal umgesetzt. Der Kanton Aargau hat dies zum Anlass genommen, 2022

Nicht klassifiziert | Letzte Bearbeitung: 25.06.2025 | Version: 2 | Dok.-Nr.: 312407 | Geschéaftsnummer: 2025.GRPARL.344

1/3



in Zusammenarbeit mit dem nationalen Flichtlingsparlament ein Pilotprojekt fir ein kantonales
Flichtlingsparlaments zu lancieren. Im Herbst 2025 findet nun die vierte kantonale Flichtlings-
session statt: Vier Dialogabende bieten die Gelegenheit, im Austausch mit allen Parteien, einer
Grossratskommission sowie der Verwaltung weitere Schritte zu mehr Inklusion und Mitsprache
zu diskutieren und zu planen.

Antwort des Regierungsrates

Mit Unterstitzung der damaligen Fachstelle fir Integration des Kantons Bern und in Zusammen-
arbeit mit weiteren Partnern lancierte der Verein National Coalition Building Institute (NCBI
Schweiz) im Herbst 2020 in der Region Biel-Seeland das Projekt «Unsere Stimmens». Das Pro-
jekt «Unsere Stimmen» ist ausserdem in den Kantonen Zirich, Zug, Schwyz und Aargau aktiv.
Bei dem Projekt bringen jeweils 15 bis 30 Gefllchtete ihre Perspektiven zu Integrationsthemen
ein und formulieren Empfehlungen. Diese werden an 6ffentlichen Hearings mit der Bevdlkerung
diskutiert, um den Dialog zu férdern und die Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund
zu starken. Das Amt flr Integration und Soziales (AlS) unterstiitzte das Projekt in der Férderpe-
riode 2022/2023 mit insgesamt 20 000 Franken. Seither wurde kein weiteres Gesuch einge-
reicht und somit keine weitere kantonale Unterstiitzung gewabhrt.

Aus dem regionalen Partizipationsprojekt «Unsere Stimmen» entwickelte sich das Flicht-
lingsparlament Schweiz, ebenfalls initiiert durch NCBI Schweiz. Im Unterschied zum urspringli-
chen Projekt «Unsere Stimmen» treffen sich Migrantinnen und Migranten aus der ganzen
Schweiz zu Sessionen. Dabei wird Uber Forderungen aus Kommissionen und Arbeitsgruppen
diskutiert und abgestimmt. Die wichtigsten Vorstosse werden demokratisch priorisiert und einem
Podium préasentiert, das aus Politikerinnen und Politikern sowie aus Fachpersonen besteht.
Diese nehmen die Vorstdsse entgegen, kommentierten sie und lassen sie in die kiinftigen politi-
schen und 6ffentlichen Debatten einfliessen.

Im Frihling 2022 wurde im Kanton Aargau das erste kantonale Fliichtlingsparlament lanciert,
das gemass den Motionarinnen als Vorbild fir den Kanton Bern dienen kdnnte. Es wird von ge-
flichteten Menschen aus dem Kanton Aargau organisiert. Der Kanton Aargau unterstiitzte die
bisherigen drei Sessionen mit Projektbeitragen von 3000 bis 5000 Franken pro Jahr im Rahmen
des Forderschwerpunkts «Soziale Integration» und leistete dartiber hinaus organisatorische Un-
terstitzung. Die Veranstaltungen fanden in Anwesenheit einer Delegation der Regierung und
von Verwaltungsmitarbeitenden im Saal des Grossen Rats statt. Die Einladung an alle Fraktio-
nen wurde durch den Kanton versandt.

Der Regierungsrat steht dem Anliegen, auch im Kanton Bern ein kantonales Flichtlingsparla-
ment zu schaffen, skeptisch gegeniiber. Die politische Teilhabe ist zweifellos ein zentrales Ele-
ment unserer direkten Demokratie. Die Schaffung eines gesonderten Fliichtlingsparlaments
birgt jedoch die Gefahr, eine parallele Struktur zu schaffen, die nicht in die bestehende demo-
kratische Ordnung eingebettet ist. Eine solche Institution kénnte Erwartungen wecken, die insti-
tutionell nicht erfullbar sind.

Der Regierungsrat ist Gberzeugt, dass es geeignetere Formen der Partizipation gibt, um dem
legitimen Anliegen gefliichteter Menschen nach Mitsprache Rechnung zu tragen. Der Kanton
bzw. das AIS steht denn auch in regelméassigem Austausch mit regionalen Partnern, Kollek-
tivunterkiinften und der Kirchlichen Kontaktstelle fur Flichtlingsfragen, um Einblick in die Her-
ausforderungen von Personen im Asyl- und Flichtlingsbereich zu erhalten. Der gesamten Mig-
rationsbevolkerung stehen zudem die Ansprechstellen Integration (Al) fir Fragen und Anliegen
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https://ncbi.ch/wer-wir-sind/
https://ncbi.ch/wer-wir-sind/
https://ncbi.ch/integration-von-gefluechteten/unsere-stimmen/unsere-stimmen-kanton-bern/
https://flüchtlingsparlament-schweiz.ch/#info
https://flüchtlingsparlament-schweiz.ch/#info
https://flüchtlingsparlament-schweiz.ch/fluechtlingsparlament-aargau/

im Zusammenhang mit dem Integrationsprozess (Sprache, Bildung, Arbeit, Gesundheit, Aufent-
halt usw.) zur Verfligung. In diesem Sinne dienen die Al als «Pulsmesser» fur aktuelle Themen.
Ausserdem kdénnen Migrantinnen und Migranten Uber Vernehmlassungen, die jeweils im Zu-
sammenhang mit der Erarbeitung der kantonalen Integrationsprogramme durchgefihrt werden,
die Integrationspolitik des Kantons mitgestalten. Weiter setzen sich zahlreiche Nichtregierungs-
organisationen (z.B. die Schweizerische Fliichtlingshilfe, Caritas, HEKS, Humanrights, u.a.) so-
wie staatlich eingesetzte Organisationen (z.B. die Nationalen Kommission zur Verhiitung von
Folter oder die Eidgendssische Migrationskommission) fir die Anliegen von Flichtlingen ein
und berichten regelméassig Gber ihre Erkenntnisse.

Schliesslich weist der Regierungsrat darauf hin, dass ein Flichtlingsparlament weitere An-
schlussforderungen nach einem Auslanderparlament nach sich ziehen kénnte, was die Frage
nach der institutionellen Abgrenzung zusétzlich erschwert.

Vor diesem Hintergrund sieht der Regierungsrat von der Schaffung eines kantonalen Fliicht-

lingsparlaments ab und setzt weiterhin auf bewahrte und integrative Formen der Partizipation.
Er beantragt daher, die Motion abzulehnen.

Verteiler
— Grosser Rat

Nicht klassifiziert | Letzte Bearbeitung: 25.06.2025 | Version: 2 | Dok.-Nr.: 312407 | Geschaftsnummer: 2025.GRPARL.344

3/3



	Antwort des Regierungsrates
	Neue politische Perspektiven dank einem kantonalen Flüchtlingsparlament
	Antwort des Regierungsrates

